
Die Zahl der Hungernden steigt wieder stark an. Heute
hungern über eine Milliarde Menschen. Etwa 80 Prozent
der Hungernden leben auf dem Land (1). Vor allem für
Kleinbauern und -bäuerinnen, Landlose, Nomaden und
indigene Gemeinschaften ist ein ausreichender Zugang zu
produktiven Ressourcen Überlebensgrundlage. Haupt-
probleme dieser Gruppen sind fehlender Zugang zu Land
und Wasser sowie eine systematische Ausgrenzung bei
Entscheidungen über ländliche Entwicklung und Land-
nutzung. Für das Menschenrecht auf Nahrung sind die-
se Fragen daher von zentraler Bedeutung. Die Leitlinien
für die Umsetzung des Rechts auf Nahrung heben diese
Zusammenhänge hervor: „Dort, wo Armut und Hunger
überwiegend in ländlichen Gebieten vorkommen,sollten
sich die Staaten auf eine nachhaltige landwirtschaftliche
und ländliche Entwicklung mit Hilfe von Maßnahmen
konzentrieren, die den Zugang zu Land und Wasser und
zu geeigneter und erschwinglicher Technik […] steigern,
die Beteiligung der Armen an wirtschaftspolitischen
Entscheidungen fördern […]“ (2).

Eine Folge der Ernährungs- und Finanzkrise 

Land wurde schon immer von ausländischen Investoren
gekauft oder gepachtet. Auch die Probleme, die großflä-
chige Landtransaktionen mit sich bringen, sind nicht

neu. Besonders lokale Gruppen und die ärmsten Teile
der ländlichen Bevölkerung verlieren ihren Zugang zu
Land und Wasser. Neu ist das Ausmaß der Landkäufe
und Pachten. In den letzten zwei Jahren wurden zwi-
schen 15 und 30 Millionen Hektar Land in Afrika und
Asien an ausländische Investoren veräußert (3). Wäh-
rend traditionell in Hochpreisprodukte für den Welt-
markt investiert wurde, wird das Ackerland nun für den
Anbau und Export von Grundnahrungsmitteln oder
Energiepflanzen erworben.Ziel ist die Ernährungs- oder
Energiesicherung der investierenden Länder. Beides
Themen, die wegen der Preisanstiege bei Grundnah-
rungsmitteln im Jahr 2008, temporärer Exportstopps
und den hohen Ölpreisen nun ganz oben auf der Agen-
da vieler wohlhabender Länder stehen. Daher treten
neben der Privatwirtschaft vermehrt Nationalstaaten als
Investoren auf. Oft ist eine Vermischung von Privatwirt-
schaft und staatlichen Akteuren zu beobachten (4).

Die lokale Energieversorgung oder die Ernährungs-
sicherung in den Anbauländern spielen bei den Investi-
tionen keine Rolle. Im Gegenteil lassen sich die Investo-
ren den Export vertraglich zusichern, um auch im Fall
der nächsten Preisexplosion von Exportstopps ausge-
nommen zu sein (siehe unten – Kasten II). Viele Ziel-
länder der Investoren wie Madagaskar, Kenia oder die
Philippinen müssen heute schon Nahrungsmittel im-
portieren. Ein Extrembeispiel ist der Sudan. Das Land
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Moderne Landnahme
Eine Bewertung großflächiger Direktinvestitionen in Land aus menschenrechtlicher Perspektive

von Roman Herre

„In keinem Fall darf ein Volk seiner Existenzmittel beraubt werden.“ Dies ist in Artikel 1 des UN-
Menschenrechtspaktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (WSK-Pakt) festgeschrie-
ben. Land und Wasser sind die grundlegenden Existenzmittel für die ländliche Bevölkerung in
Entwicklungsländern und Grundlage der nationalen Ernährungssicherung. Zugang zu diesen Res-
sourcen sichert heute das Menschenrecht auf Nahrung von Milliarden Kleinbäuerinnen und Klein-
bauern, Nomaden und Fischern. Aber das Land ist heiß umkämpft: Investoren suchen verstärkt
nach großen Landflächen zum Anbau von Grundnahrungsmitteln, Energiepflanzen oder als Geld-
anlage. In den letzten zwei Jahren wurden zwischen 15 und 30 Millionen Hektar Land in Afrika
und Asien an ausländische Investoren veräußert – mit fatalen Folgen für die Menschen vor Ort.
Diese Investitionen in Land, die auch als „Land Grabbing“ bezeichnet werden, widersprechen
grundlegend einer am Menschenrecht auf Nahrung ausgerichteten Politik.
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war 2008 der größte Empfänger von Nahrungsmittelhil-
fen des Welternährungsprogramms. Gleichwohl haben
sich Südkorea 690.000 Hektar, die Vereinigten Arabi-
schen Emirate 400.000 Hektar und Ägypten eine ähn-
liche Fläche Land gesichert,um dort Nahrungsmittel für
ihren heimischen Markt anzubauen. Insgesamt haben
43 der 53 afrikanischen Länder ein Nahrungsmittelde-
fizit, welches sie durch Importe ausgleichen müssen.Bei
hohen Weltmarktpreisen wie 2008 eine katastrophale
Abhängigkeit, die zwangsläufig zu mehr Hunger führt.

Mythos „leeres Land“

Neben der erhöhten Abhängigkeit führen diese Deals zur
Verschärfung von Landkonflikten, zur Verdrängung und
teilweise gewaltsamen Vertreibung von Kleinbäuerinnen
und Kleinbauern, Fischern oder Nomaden. Angeheizt
wird die Jagd nach Land durch Studien, die im Rahmen
des Agrartreibstoffbooms gewaltige Flächen Land mit

fragwürdigen Methoden als ungenutzte oder marginale
Flächen identifiziert haben (10). Auch viele nationale
Regierungen haben durch solche Klassifizierungen die
Nachfrage aktiv angeheizt. Dies hat oft fatale Folgen.
Allein in Afrika südlich der Sahara leben 60 Millionen
Nomaden, deren Weideland mit zu diesen Flächen zählt.
Im Fokus ist auch „untergenutztes“ Land, welcher Maß-
stab auch immer für eine solche Bewertung angelegt sein
mag.Viele dieser Flächen sind Gemeindeland und haben
eine zentrale Aufgabe in lokalen Ernährungssystemen.
Insbesondere Frauen benötigen diese Flächen zur Siche-
rung der Ernährung der Familie.Wenn sie wie im Norden
Ghanas das Land an Investoren in Jatropha-Plantagen
verlieren und es nicht mehr zum Sammeln von Wild-
früchten oder Brennholz nutzen können, hat das verhee-
rende Auswirkungen auf die lokale Ernährungssicherung.

Keine Mitbestimmung – keine Transparenz

Höchst problematisch sind auch die Investitionsverträ-
ge selbst, die ihre eigene Geheimhaltung festschreiben.
Transparenz und Mitbestimmung der betroffenen Be-
völkerung sind damit ausgeschlossen.In Kenia beispiels-
weise teilte der Verantwortliche für Ernährungspro-
gramme lapidar mit, dass der Inhalt eines Vertrags mit
Qatar über 40.000 Hektar bestes Ackerland im Tana-
Delta nicht für die Öffentlichkeit bestimmt sei.

Zudem binden die Verträge oft einseitig die nationa-
len Regierungen. Ausstiegs- oder Verlängerungsklauseln
können nur von den Investoren wahrgenommen werden.

Bei Vertragsverstößen drohen gewaltige Regress-
forderungen,die durch internationales Investitionsrecht
auch durchgesetzt werden können. Dieses parallele
Rechtssystem unterhöhlt nicht selten die nationale Ver-
fassung und behindert die Durchsetzung international
eingegangener menschenrechtlicher Verpflichtungen,
wie etwa die, den Zugang zu Land und Wasser für länd-
liche Hungergruppen zu fördern.

Hartes Investitionsrecht auf der einen Seite, schöne
Versprechungen auf der anderen. Die Investoren ver-
sprechen oft Jobs und Infrastruktur im Gegenzug für
eine kostenlose Nutzung des Landes. Diese Versprechen
werden jedoch kaum vertraglich verankert. Eine groß-
flächige Landwirtschaft in Monokultur schafft zudem in
der Regel nur wenige Arbeitsplätze, gerade im Vergleich
zur kleinbäuerlichen Landwirtschaft. In einigen Fällen
haben Investoren sogar versucht, Arbeitskräfte direkt
mitzubringen,um de-facto Agrar-Exklaven relativ wohl-
habender Staaten in von Hunger und Arbeitslosigkeit
geprägten Ländern zu schaffen.

Ein weiteres Muster lässt sich bei der Auswahl der
Zielländer beobachten.Die meisten Länder sind geprägt
durch schwache nationale Rechtssysteme und Korrupti-

Der kritische Agrarbericht 2010

76

Philippinen: Land für Investoren – nicht 
für Agrarreform

Auf den Philippinen kontrollieren wenige Familienklans gro-
ße Teile des Landes. Seit 21 Jahren kämpfen Kleinbauern und
Landlose im Rahmen der nationalen Agrarreform für ein eige-
nes Stück Land. Kleine Erfolge wurden schmerzvoll erkämpft
(6). Bis heute warten 700.000 Kleinbauern auf die Zuteilung
von Land. Noch immer sind über 1,1 Millionen Hektar nicht
verteilt. Nun macht die Regierung Arroyo was bis dato nicht
möglich schien. Sie verteilt Land in großem Stil. Nur nicht an
jene, denen es laut Agrarreform zusteht: „Die Regierung ist
schnell bei der Zuteilung von 600.000 Hektar Land an Aus-
länder, während die philippinischen Bauern und Bäuerinnen
seit Jahrzehnten dafür kämpfen, dass sie Land zugeteilt
bekommen“, so ein philippinischer Kleinbauernführer (7).

Tatsächlich sind die Philippinen ein wichtiges Zielland
der Investoren. 2007 wollte sich China 1,24 Millionen Hek-
tar Land sichern (8). Wegen massiver Proteste wurden die
Verhandlungen auf Eis gelegt. Südkorea hat sich knapp
100.000 Hektar Land zum Reisanbau für die eigene Bevöl-
kerung gesichert. Die japanische Pacific Bio-Fields hat jüngst
400.000 Hektar Land für Kokosnuss-Plantagen für 50 Jahre
bekommen (9). Auf diesem Land leben heute Kleinbauern.
Besonders kritisch ist zudem, dass die philippinische Regie-
rung in den letzten Jahrzehnten einseitig die Exportland-
wirtschaft gefördert hat. Heute muss Reis in großem Stil im-
portiert werden. 2008 haben die Ärmsten die Folgen dieser
Abhängigkeit leidvoll zu spüren bekommen. Der Reis wurde
knapp und teuer. Viele konnten sich nicht mehr genug Reis
kaufen, und das Land stand kurz vor einem Aufstand.



on, besonders im Bereich der Landadministration. In
einigen Fällen werden lokale Autoritäten als schwächs-
tes Glied in der Kette ausgemacht. In Ghana beispiels-
weise werden die Schwächen traditioneller Landnut-
zungsordnungen von den Investoren aktiv ausgenutzt,
um Land zu erwerben (11). Gäbe es eine öffentliche De-
batte um die Nutzung der Flächen, in der die Betroffenen
selbst eine zentrale Rolle spielen würden, könnten die
Investoren kaum mit der Zuteilung solch riesiger Land-
flächen rechnen.

Freie Landmärkte als Voraussetzung 

Die Liberalisierung der Landmärkte und Abschaffung
von Restriktionen für ausländische Investoren sind
wichtige Grundlagen vieler Deals. In Madagaskar wur-
de 2008 ein Gesetz verabschiedet, welches ausländi-
schen Investoren erstmals erlaubt, riesige Landflächen
für 99 Jahre zu pachten. Die philippinische Regierung
will aktuell die Verfassung ändern, damit ausländische
Investoren Land zu 100 Prozent besitzen dürfen.

Die Weichen für diese Entwicklungen wurden auch
durch die internationale Entwicklungszusammenarbeit
gestellt. Besonders die Weltbank war mit ihrer Landpoli-

tik ein Vorreiter für Privatisierung und Liberalisierung.
Überholt wird sie aktuell durch den Millenium Challenge
Account, einen Arm der US-amerikanischen Entwick-
lungshilfe, der sich wie es scheint in fast jedem afrikani-
schen Land in Landpolitik einmischt.Auch in Madagas-
kar hat er Privatisierung und Liberalisierung unterstützt.

Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit beför-
dert diese Entwicklung durch eine einseitige Ausrich-
tung ihrer Landpolitik.Gefördert werden ausschließlich
technische Aspekte und administrative Reformen. Eine
Landpolitik, welche das Recht auf Nahrung zu Grunde
legt, wird hingegen nicht verfolgt (13).

Das Recht auf Nahrung als Bewertungsrahmen

In den letzten Jahren hat das Recht auf Nahrung als
Ansatz für die Hungerbekämpfung an Bedeutung ge-
wonnen. Einige Länder wie Mosambik versuchen das
Recht auf Nahrung aktiv in ihre Politik zur Hunger- und
Armutsbekämpfung zu integrieren und auch die Verein-
ten Nationen nehmen das Recht auf Nahrung mehr und
mehr als Grundlage (14).

Staaten sind verpflichtet Menschenrechte durchzu-
setzen. Im Rahmen ihrer menschenrechtlichen Ver-
pflichtungen müssen sie daher vorhandenen Zugang zu
Land und Wasser schützen und aktiv zur Verbesserung
des Zugangs für Landlose und Kleinbauern beitragen.
Dies bedeutet besonders, traditionelle Landnutzungen
zu respektieren und Land an Landlose zu verteilen. Die
aktuellen Landdeals verschärfen dagegen die Konflikte
um Land und führen zu einer weiteren Konzentration
von Land in den Händen weniger, wie die Gegenüber-
stellung in Tabelle 1 zeigt.
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Madagaskar: Intransparenz und vage 
Versprechen

Der indische Konzern Varun Agriculture Sarl hat in Madagas-
kar im Frühjahr 2007 eine Fläche von 231.000 Hektar Land
gepachtet, als alle über den 1,3 Millionen Hektar-Deal zwi-
schen Daewoo und der Regierung redeten. Der zu Grunde
liegende Vertrag ist einer der wenigen, die überhaupt an die
Öffentlichkeit gelangten und enthält eine Reihe von höchst
problematischen Punkten:

Der Vertrag läuft über 50 Jahre und kann auf 99 Jahre
verlängert werden.
Der Export wird vertraglich abgesichert. Zwar ist im Ver-
trag je nach Anbauprodukt die Rede von 20 bis 100 Pro-
zent Export.Werden nur Hülsenfrüchte angebaut, darf die
gesamte Ernte exportiert werden. Zudem wird darauf ver-
wiesen, dass man bei „besseren Verkaufsoptionen“ auch
die gesamte Ernte exportieren kann.
Der Vertrag enthält eine Schweigepflicht für die Beteiligten.
Eine Ausstiegsklausel ist einseitig für Varun Agriculture
Sarl festgehalten.
Varun bezahlt keine Pacht, verspricht aber die Schaffung
von Infrastruktur, ohne dass dies konkretisiert wird.

Viele dieser Punkte, wie die langen Laufzeiten, vage Ver-
sprechen bezüglich der Schaffung von Infrastruktur oder die
vertragliche Absicherung des Exports, werden auch bei an-
deren Investitionen in Land kritisiert.

Folgerungen & Forderungen

Land Grabbing führt zur Verschärfung von Landkonflikten
sowie zur Verdrängung und Vertreibung von Kleinbäuerin-
nen und -bauern, Fischern und Nomaden; die Konzentra-
tion von Land in den Händen weniger nimmt dadurch zu.
Die Klassifizierung von Flächen als „marginal“ oder „un-
genutzt“ resp. „untergenutzt“ erhöht die Nachfrage und
verschärft die Ernährungslage. Denn viele dieser Flächen
werden als Gemeindeland genutzt und spielen eine zen-
trale Rolle in lokalen Ernährungssystemen.
Im Rahmen ihrer menschenrechtlichen Verpflichtungen
müssen Staaten den vorhandenen Zugang zu Land und
Wasser schützen und aktiv zur Verbesserung des Zugangs
für Landlose und Kleinbauern beitragen.
Dies bedeutet besonders, traditionelle Landnutzungen zu
respektieren und Land an Landlose zu verteilen.



„Konstruktiv begleiten“ oder ablehnen?

„Kleinbauernförderung als echte Hungerbekämpfung“
war der Tenor vieler Debatten und Dokumente der letz-
ten Jahre. Der Weltagrarbericht IAASTD hat das letztes
Jahr nochmals unterstrichen. Auch der UN-Sonderbe-
richterstatter zum Recht auf Nahrung,Olivier de Schutt-
er, betont diesen Zusammenhang (16), und die Verein-
ten Nationen titelten kürzlich treffend „Landwirtschaft
am Scheideweg“. Ein echter Politikwechsel schien nach
jahrzehntelanger Diskriminierung der kleinbäuerlichen
Nahrungsmittelproduktion greifbar.

Nun wollen die mächtigsten Industrienationen (G8)
und Weltbank diese Landdeals „konstruktiv begleiten“.
In diesem Sinne stockt die Weltbank die Gelder für das
Agrobusiness von drei auf vier Milliarden US-Dollar auf.
Dabei wurde die Förderung dieses Bereichs schon in den
letzten fünf Jahren versiebenfacht (17).Ein grundlegen-
des Umsteuern bei den Förderstrategien in Richtung
einer nachhaltigen nationalen Nahrungsmittelproduk-
tion, in deren Zentrum eine kleinbäuerliche Landwirt-
schaft steht, scheint damit wieder in die Ferne gerückt.
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Tab. 1: Das Recht auf Nahrung und großflächige Landnahmen: Grundlegende Widersprüche

Großflächige Landnahmen … Ländliche Entwicklung auf Grundlage des Rechts 
auf Nahrung …

orientieren sich an den Bedürfnissen der Investoren. stellt die von Hunger bedrohten/betroffenen Gruppen ins
Zentrum.

sind gekennzeichnet durch ein hohes Maß an Intransparenz. ist transparent und gewährleistet den Zugang zu allen
relevanten Informationen.

schließen die direkt Betroffenen meist aktiv aus. fördert die Teilhabe der Betroffenen an Entscheidungs-
prozessen.

marginalisieren menschenrechtliche Staatenpflichten und
nationale Verfassungen durch internationales Investitionsrecht.

fördert die Durchsetzung menschenrechtlicher Staaten-
pflichten.

konzentrieren die Kontrolle über Land und Wasser in den 
Händen weniger.

fördert eine gerechte und sozial verträgliche Verteilung 
von Land (zum Beispiel durch umverteilende Agrarreformen).

diskriminieren informelle und traditionelle Landnutzung. respektiert traditionelle Landnutzungen.

erhöhen die Abhängigkeit vom Weltmarkt bei der nationalen
Ernährungssicherung.

stärkt eine nachhaltige lokale und nationale Nahrungs-
mittelproduktion und -versorgung.


